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Auf die Revision des KlÃ¤gers wird das Urteil des SÃ¤chsischen
Landessozialgerichts vom 29. Oktober 2001 aufgehoben. Der Rechtsstreit wird zur
erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Landessozialgericht
zurÃ¼ckverwiesen.

GrÃ¼nde:

I

Der KlÃ¤ger begehrt von der Beklagten die Versorgung mit einem sog Hand-Bike.

Der im MÃ¤rz 1963 geborene KlÃ¤ger leidet als Folge eines Autounfalls an einer
QuerschnittslÃ¤hmung. Sein behandelnder Arzt verordnete ihm im Februar 1996 ein
sog Hand-Bike. Hierbei handelt es sich um eine Handkurbel in BrusthÃ¶he mit Kette
oder KupplungsgestÃ¤nge zur KraftÃ¼bertragung auf die RÃ¤der des Rollstuhls,
wodurch ein effektiverer Antrieb als mit den Greifreifen ermÃ¶glicht wird. Der
KlÃ¤ger verfÃ¼gt Ã¼ber zwei handbetriebene RollstÃ¼hle. Der auf Veranlassung
der Beklagten gehÃ¶rte Medizinische Dienst kam zu dem Ergebnis, dass die beim
KlÃ¤ger bestehende QuerschnittslÃ¤hmung lediglich eine GebrauchsunfÃ¤higkeit
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der Beine verursache; der OberkÃ¶rper sei nicht betroffen. Die Arme seien normal
einsetzbar; eine Nutzung der vorhandenen RollstÃ¼hle sei uneingeschrÃ¤nkt
mÃ¶glich.

Mit Bescheid vom 22. April 1996 lehnte die Beklagte den Antrag des KlÃ¤gers ab.
Der Widerspruch des KlÃ¤gers blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 14.
Oktober 1996).

Die hiergegen gerichtete Klage blieb in beiden Vorinstanzen erfolglos (Urteil des
Sozialgerichts (SG) vom 12. September 2000, Urteil des Landessozialgerichts (LSG)
vom 29. Oktober 2001). Das LSG hat in Abwesenheit des KlÃ¤gers verhandelt und
zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, die Beklagte sei nicht verpflichtet,
den KlÃ¤ger mit dem von diesem begehrten Hand bzw Rollstuhl-Bike zu versorgen.
Ein solcher Gegenstand sei bei erwachsenen Versicherten nicht als Hilfsmittel iS des
Â§ 33 FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) anzusehen. Die gesetzliche
Krankenversicherung sei nicht verpflichtet, einen Behinderten durch die
Bereitstellung von Hilfsmitteln in die Lage zu versetzen, Wegstrecken jeder Art und
LÃ¤nge zurÃ¼ckzulegen, die ein Nichtbehinderter zu FuÃ� bewÃ¤ltigen kÃ¶nne. Die
Hilfsmittelversorgung des Versicherten beschrÃ¤nke sich lediglich auf einen
Basisausgleich. BezÃ¼glich des GrundbedÃ¼rfnisses auf freie Bewegung in der
eigenen Wohnung und in deren Nahbereich sei der KlÃ¤ger durch die von der
Beklagten zur VerfÃ¼gung gestellten handbetriebenen RollstÃ¼hle hinreichend
versorgt.

Mit der Revision rÃ¼gt der KlÃ¤ger eine Verletzung des rechtlichen GehÃ¶rs
gemÃ¤Ã� Art 103 Abs 1 Grundgesetz (GG) iVm Â§ 62 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
sowie einen VerstoÃ� gegen Â§ 124 und Â§ 103 SGG. DarÃ¼ber hinaus rÃ¼gt er
VerstÃ¶Ã�e gegen materiell-rechtliche Vorschriften des Krankenversicherungs und
Behindertenrechts. Das LSG habe die mÃ¼ndliche Verhandlung in seiner
Abwesenheit durchgefÃ¼hrt, obwohl er vor Beginn der mÃ¼ndlichen Verhandlung
per Mobiltelefon das Gericht darÃ¼ber informiert habe, dass er in einem Stau stehe
und deshalb nicht pÃ¼nktlich erscheinen kÃ¶nne. Er habe am Telefon darum
gebeten, mit dem Beginn der Verhandlung zu warten, bis er im Gericht eintreffe.
Dadurch, dass das LSG in seiner Abwesenheit verhandelt und entschieden habe,
habe es sein Recht auf GehÃ¶r verletzt. Es bestehe zumindest die MÃ¶glichkeit,
dass das LSG bei ordnungsgemÃ¤Ã�er DurchfÃ¼hrung der mÃ¼ndlichen
Verhandlung zu einem anderen Ergebnis gekommen wÃ¤re. Ihm sei die
MÃ¶glichkeit genommen worden, einen Antrag auf Einholung eines
SacherstÃ¤ndigengutachtens nach Â§ 109 SGG zu stellen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des SÃ¤chsischen LSG vom 29. Oktober 2001 sowie das Urteil des SG
Leipzig vom 12. September 2000 und den Bescheid der Beklagten vom 22. April
1996 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 14. Oktober 1996 aufzuheben
und die Beklagte zu verurteilen, den KlÃ¤ger mit einem Hand-Bike zu versorgen.

Die Beklagte beantragt,
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die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

II

Die Revision des KlÃ¤gers ist im Sinne der ZurÃ¼ckverweisung des Rechtsstreits an
das LSG begrÃ¼ndet.

Das Urteil des LSG ist verfahrensfehlerhaft zu Stande gekommen und war deshalb
aufzuheben. Das LSG hat die mÃ¼ndliche Verhandlung in Abwesenheit des
KlÃ¤gers durchgefÃ¼hrt und anschlieÃ�end entschieden, obwohl der KlÃ¤ger
rechtzeitig vor Beginn der mÃ¼ndlichen Verhandlung telefonisch mitgeteilt hatte,
dass er sich wegen eines Verkehrsstaus kurzfristig verspÃ¤ten wÃ¼rde. Hierdurch
hat es den Anspruch des KlÃ¤gers auf rechtliches GehÃ¶r (Art 103 Abs 1 GG, Â§ 62
SGG) verletzt. Dass der SpruchkÃ¶rper keine Kenntnis davon hatte, dass sich der
KlÃ¤ger vor Beginn der mÃ¼ndlichen Verhandlung telefonisch bei einer
Bediensteten des Gerichts gemeldet hatte, ist unerheblich. Der rechtssuchende
BÃ¼rger kann darauf vertrauen, dass die Organisation eines Gerichts so beschaffen
ist, dass telefonisch vorgebrachte AntrÃ¤ge auf Verlegung des Beginns einer zeitlich
unmittelbar bevorstehenden mÃ¼ndlichen Verhandlung unverzÃ¼glich dem
Vorsitzenden des SpruchkÃ¶rpers zugeleitet werden. Dies ist vorliegend
unterblieben; die Tatsache, dass der KlÃ¤ger unmittelbar vor Beginn der
festgesetzten Terminstunde mit einem Mobiltelefon eine telefonische Verbindung
mit dem Gericht hatte, ist durch den GesprÃ¤chsnachweis seines Netzbetreibers
erbracht. In dieser Situation ist nach aller Lebenserfahrung der von ihm geschilderte
Inhalt des TelefongesprÃ¤chs glaubwÃ¼rdig.

Der Gesetzgeber des SGG hat als Mittel zur Verwirklichung des Anspruchs auf
rechtliches GehÃ¶r (Art 103 Abs 1 GG, Â§ 62 SGG) den Grundsatz der mÃ¼ndlichen
Verhandlung als eine der Prozessmaximen des sozialgerichtlichen Verfahrens
ausgestaltet und den Beteiligten in Â§ 124 Abs 1 SGG grundsÃ¤tzlich einen
Anspruch auf ihre DurchfÃ¼hrung eingerÃ¤umt (vgl bereits BSGE 1, 277, 278; 17,
44, 46). Die Beteiligten haben daher ein Recht darauf, zur mÃ¼ndlichen
Verhandlung als dem "KernstÃ¼ck" des gerichtlichen Verfahrens (BSGE 44, 292,
293 mwN) zu erscheinen und dort mit ihren AusfÃ¼hrungen gehÃ¶rt zu werden.
Macht ein Beteiligter von seinem Teilnahmerecht keinen Gebrauch, so besteht fÃ¼r
das Gericht grundsÃ¤tzlich keine Verpflichtung, von sich aus noch (weitere)
Gelegenheit zur Teilnahme an der mÃ¼ndlichen Verhandlung zu geben (vgl BSG 
SozR 31500 Â§ 160a Nr 4). Das Gesetz nimmt damit insoweit auch die aus
"objektiver" Sicht unverschuldete Nichtteilnahme am festgesetzten Termin und das
Entfallen entsprechender Ã�uÃ�erungsmÃ¶glichkeiten ohne VerfassungsverstoÃ� in
Kauf (BSG SozR 31500 Â§ 160 Nr 33). Eine andere Wertung trifft das Gesetz jedoch
fÃ¼r die FÃ¤lle, in denen einem Beteiligten die Teilnahme an der mÃ¼ndlichen
Verhandlung aus "erheblichen" und fÃ¼r das Gericht erkennbaren GrÃ¼nden nicht
mÃ¶glich oder nicht zumutbar ist. Hat ein Verfahrensbeteiligter alles in seinen
KrÃ¤ften Stehende und nach Lage der Dinge Erforderliche getan, um sich durch
Wahrnehmung des Verhandlungstermins rechtliches GehÃ¶r zu verschaffen, ist er
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hieran jedoch ohne Verschulden verhindert, verbleibt dem Gericht kein
Ermessensspielraum. Es muss die DurchfÃ¼hrung der mÃ¼ndlichen Verhandlung
vertagen (BSG SozR 31500 Â§ 160 Nr 33).

Ob die DurchfÃ¼hrung einer mÃ¼ndlichen Verhandlung in Abwesenheit eines
Beteiligten und unter diesen UmstÃ¤nden einen absoluten Revisionsgrund darstellt
oder einem absoluten Revisionsgrund iS des Â§ 551 Nr 5 Zivilprozessordnung (ZPO)
gleich zu stellen ist (so: BAG AP Nr 9 zu Â§ 128 ZPO), kann hier dahin stehen, denn
das Vorbringen des KlÃ¤gers lÃ¤sst die MÃ¶glichkeit erkennen, dass die
angefochtene Entscheidung auf dem Verfahrensmangel beruht (Â§ 160 Abs 2 Nr 3
SGG). Der KlÃ¤ger macht insoweit vor allem geltend, dass er in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung vorgetragen hÃ¤tte, aus medizinischen GrÃ¼nden auf die Nutzung des
von ihm beanspruchten sog Hand-Bikes angewiesen zu sein, weil er wegen der bei
ihm bestehenden Behinderungen gehindert sei, sich mit Hilfe der Greifreifen des
vorhandenen Faltrollstuhls fortzubewegen, und die Benutzung eines
Elektrorollstuhls andererseits kostenaufwÃ¤ndiger wÃ¤re. Zwar hat sich das LSG im
angefochtenen Urteil im Ansatz mit diesem Einwand auseinander gesetzt, soweit er
bereits schriftsÃ¤tzlich vorgebracht bzw dem Akteninhalt zu entnehmen war. Dies
schlieÃ�t aber die MÃ¶glichkeit, dass es sich auf Grund des Vortrags des KlÃ¤gers in
der mÃ¼ndlichen Verhandlung veranlasst gesehen hÃ¤tte, den Sachverhalt weiter
aufzuklÃ¤ren, und dass es danach zu einem anderen Ergebnis gekommen wÃ¤re,
nicht aus; zumal der KlÃ¤ger bereits vor der mÃ¼ndlichen Verhandlung einen
Antrag nach Â§ 109 SGG gestellt hatte, der allerdings noch einer weiteren
Konkretisierung bedurfte. Da auf Grund des festgestellten Sachverhalts noch keine
abschlieÃ�ende Entscheidung mÃ¶glich war, war die Sache an die Vorinstanz
zurÃ¼ckzuverweisen.

Die Kostenentscheidung bleibt der abschlieÃ�enden Entscheidung des LSG
vorbehalten.

Erstellt am: 17.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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